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Schmollers  Jahrbuch: 

Bas  inhaltreiche  Werk  stellt  eine  von  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  aus  auf  das  wärmste 
zu  begrüßende  Leistung  dar.  Bas  Programm  der  Herausgeber  fußt  auf  der  richtigen  Beobachtung, 
daß  das  Fehlen  einer  die  Fortschritte  der  deutschen  Kommunalverwaltung  hervorhebenden  Jahresrevue 
eine  vom  Standpunkte  der  kommunalen  Praktiker  und  vom  Standpunkte  der  kommunalen  Aufgaben 
aus  bedauerliche  Lücke  ist.  Bie  Ausfüllung  dieser  Lücke  ist  durch  die  Herausgeber  mit  großem 
organisatorischen  Geschicke  und  unter  Aufwendung  einer  beträchtlichen  Arbeit  in  einer  im  ganzen 
hohes  Lob  verdienenden  Weise  in  Angriff  genommen  worden.  Nicht  nur  die  Praktiker  sind  für  diese 
literarische  Tat  zu  Bank  verpflichtet.  Auch  den  außerhalb  der  Kommunalverwaltung' 
stehenden  Kreisen,  die  für  die  Kommunalverwaltung  sich  interessieren  oder  sich  interessieren 
sollten,  den  Parlamentariern,  Staatsbeamten,  juristischen  und  nationalökono- 
mischen Forschern  wird  mit  dem  Jahrbuch  ein  eminent  nützliches  Hilfsmittel  in  die  Hand  ge- 
geben. Hohe  Anerkennung  verdient  es,  daß  die  Herausgeber  sich  nicht  mit  einem  auf  die  Großstädte 
beschränkten  Fragment  beschieden,  sondern  daß  sie  vor  der  Riesenaufgabe  nicht  zurückschreckten, 
in  ihrem  Jahrbuch  die  Verwaltungen  der  Gemeinden  mit  über  5000  Einwohner,  also  auch  die  kleineren 
Gemeinden,  in  den  Bereich  ihrer  Betrachtung  zu  ziehen  . . . die  Unzulänglichkeiten,  die  begreiflicher- 
weise in  seinem  ersten  Jahrgang  unterliefen,  wiegen  leicht  gegenüber  seinen  Vorzügen,  gegenüber  der 
Bedeutsamkeit  des  es  tragenden  Grundgedankens,  gegenüber  der  Fülle  der  durch  es  vermittelten 
lichtvollen  Aufschlüsse,  gegenüber  der  Menge  gewissenhafter  und  objektiver  Arbeit,  die  in  ihm  steckt. 
Es  hat  begründeten  Anspruch  auf  weite  Verbreitung  und  auf  lückenlose  informatorische  Unterstützung 
durch  die  auf  das  lebhafteste  an  seiner  Fortführung  interessierten  Kommunal  Verwaltungen.  Möge  es 
ihm  beschieden  sein,  als  eine  der  vorwärts  treibenden  Kräfte  unseres  kommunalen  Lebens  zu  wirken  ! 

Ludwig  Sinzheimer. 

Nordd.  Allgem.  Zeitung1,  Nr.  286,  vom  5.  Bezbr.  1908: 

. . . Hier  haben  wir  die  Anfänge  einer  wirklichen  vergleichenden  Gemeindestatistik  vor  uns: 
zugleich  in  einer  Form,  die  es  auch  den  weniger  Geschulten  möglich  macht,  das  reiche  Material  zum 
praktischen  Gebrauch  zu  verwerten.  Von  hervorragendem  Nutzen  sind  vor  allem  auch  die  außer- 
ordentlich fleißig  gearbeiteten  Tabellen  über  die  Gaswerke,  Wasserwerke,  Elektrizitätswerke  und 
Straßenbahnen.  Wir  meinen,  daß  gerade  sie  sich  als  eine  Quelle  brauchbarer  Erörterungen  in  dein 
Gemeindeparlamenten  erweisen  werden. 

Soziale  Revue,  II.  Quartalsheft,  Jahrg.  IX,  1909: 

. . . Für  die  kommunale  Politik  ist  das  vorliegende  Werk  schier  eine  unerschöpfliche  Fundgrulie 
theoretischen  Wissens  und  praktischer  Arbeit!  Eine  Lücke  füllt  das  Buch  insofern  aus,  als  wir  bisher 
kein  Werk  besaßen,  welches  die  zahlreichen  kommunalpolitischen  Fragen  an  der  Hand  der  in  ver- 
schiedenen Städten  geübten  Praxis  in  so  eingehender  Weise  erörterte.  BasWerk  dient  in  ganz  aus- 
gezeichnetem Maße  den  Zwecken  der  Vergleichung  und  der  Nutznießung  aus  den  gesammelten  Er-' 
fahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Städte wesens.  Leistet  es  so  der  Wissenschaft  der  Sozialpolitik  un(|i 
der  Städtekunde  unschätzbare  Bienste,  so  haben  auf  der  anderen  Seite  die  Faktoren  des  praktischen 
Lebens,  der  kommunalen  Politik  ein  ebenso  schätzenswertes  und  fruchtbares  Nachschlagewerk  fujr 
die  verschiedensten  auftauchenden  Fragen,  ln  glücklichster  Weise  ist  die  Fülle  der  städtischem  ■ 
Probleme  mit  ihrer  Lösung  in  der  Praxis  verbunden.  ....  1 

Ausführlicher  prospekf  und  Probeheft  kosfenfrei.  j 


Haftpflichtversicherung. 

1.  Begriff  und  Wesen.  2.  Wirtschaftliche 
Bedeutung.  3.  Geschichtliche  Entwickelung. 
4.  Unternehmungsformen.  5.  Versicherungs- 
bedingungen. 6.  Statistik. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  rechtliche 
Nötigung  zum  Schadenersatz  (s.  Art.  „Haft- 
pflicht“) kann  auf  drei  Entstehungsgründe  zurück- 
geführt werden:  auf  Verträge,  auf  unerlaubte 
Handlungen  und  unmittelbar  auf  gesetzliche 
Vorschriften.  Nur  soweit  es  sich  um  die  Ver- 
sicherung der  beiden  letzteren  Haftpflichtarten 
handelt,  spricht  man  gewöhnlich  von  Haftpflicht- 
versicherung. Allein  auch  die  Versicherung 
gegen  vertragsmäßige  Schadenersatzpflicht,  d.  i. 
namentlich  die  Rückversicherung,  fällt 
unter  die  Haftpflichtversicherung  im 
weitesten  Sinn,  während  die  Versicherung 
gegen  Schäden  aus  gesetzlicher  Haftpflicht  durch 
unerlaubte  Handlungen  (BGB.  §§  823 — 853)  und 
unmittelbar  auf  Grund  des  Gesetzes  selbst,  als 
eigentliche  oder  als  Haftpflicht  Ver- 
sicherung im  engeren  Sinne  zu  bezeichnen 
ist.  Nur  von  dieser  Haftpflichtversicherung  im 
engeren  Sinne  ist  in  diesem  Artikel  die  Rede. 
(Ueber  die  Rückversicherung  vgl.  den 
Spezialartikel.) 

Die  eigentliche  Haftpflichtversicherung  zer- 


fällt wieder  in  zahlreiche  Unterarten,  je  nach 
dem  Berufe,  dem  Stand,  der  Beschäftigung  des 
Haftpflichtigen.  Man  unterscheidet  Gruppen 
bei  der  Haftpflichtversicherung.  So  kennt  der 
Allgemeine  Deutsche  Versicherungs verein  in 
Stuttgart,  der  in  der  Differenzierung  und  Spezia- 
lisierung der  Risiken  wohl  am  weitesten  geht, 
über  40  Arten  der  Haftpflicht  und  der  Haft- 
pflichtversicherung, u.  a.  die  folgenden:  für 
Landwirte,  Arbeitgeber,  Spediteure,  Fracht- 
führer, Pferde-  und  Fuhrwerksbesitzer,  Haus- 
und Grundbesitzer,  Unternehmer  von  Kunst- 
und  Industrieausstellungen  oder  Theatern,  Gast- 
wirte, Hoteliers,  Bauherren,  Automobilisten- 
Vereine,  Aerzte,  Apotheker,  Chemiker,  Genossen- 
schat'tsverwaltungen , Straßenbahnen , Gemein- 
den, Beamte,  Rechtsanwälte  u.  dgl.  m.  Bei 
den  Aktiengesellschaften  ist  die  Differenzierung 
oft  geringer,  während  bei  den  anderen  Ver- 
sicherungsgattungen gerade  die  Aktiengesell- 
schaften sich  durch  die  Zerlegung  der  Risiken 
auszeichnen.  Eine  Art  der  Haftpflichtversiche- 
rung, die  gegen  Schäden  auf  Grund  des  Reichs- 
gesetzes vom  7./VI.  1871  (betr.  die  Verbindlich- 
keit zum  Schadenersatz  für  die  bei  dem  Betriebe 
von  Eisenbahnen,  Bergwerken,  Fabriken  usw. 
herbeigeführten  Tötungen  und  Körperverlet- 
zungen) wurde  früher  oft  allein  ins  Auge  ge- 
faßt, wenn  von  Haftpflichtversicherung  die  Rede 
war.  Sie  ist  für  Deutschland  nur  noch  von 
historischer  Bedeutung  als  Vorläufer  der  sozialen 
Unfallversicherung  der  Arbeiter  (s.  Artt.  „Haft- 
pflicht“ und  „Unfallversicherung“). 
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Der  Schaden,  der  einem  anderen  zu  ersetzen 
ist,  kann  sich  an  einer  Person  in  der  Form  der 
Tötung  oder  Körperverletzung  betätigen,  oder 
aber  an  einer  Sache  in  der  Form  der  Sachbe- 
schädigung. Danach  unterscheidet  man  Ver- 
sicherung gegen  Haftpflicht  aus  Körper- 
verletzung und  Gesundheitsschädigung  und 
Versicherung  gegen  Haftpflicht  aus  Sach- 
beschädigung. Eine  dritte  Art  liegt  vor, 
wenn  das  beschädigte  Objekt  ein  fremdes  Ver- 
mögen in  seiner  Gesamtheit  durch  fahrlässige 
Amtsführung  oder  ähnliches  Verhalten  beschä- 
digt worden  ist;  dies  ist  bei  der  Haftpflicht- 
versicherung der  Beamten.  Rechtsanwälte,  Auf- 
sichtsräte usw.  der  Fall;  man  spricht  hier  von 
einer  Versicherung  der  Haftpflicht  aus 
Verletzung  der  Amts-  oder  Berufs- 
pflicht. 

Von  abstrakter  oder  selbständigerHaft- 
pflicht Versicherung  spricht  man  in  allen 
bisher  angeführten  Fällen,  indem  man  als  die  in 
Betracht  kommende  Gefahr  nur  die  Haftpflicht 
als  solche  auffaßt.  Im  Gegensatz  hierzu  stellt  man 
die  Versicherung  des  Reeders  gegen  Haftpflicht 
aus  Schiffskollisionen,  die  in  der  Praxis  nicht  als 
selbständige  Haftpflichtversicherung  vorkommt, 
sondern  in  die  allgemeine,  gegen  zahlreiche 
Gefahren  schützende  Seeversicherung  (s.  d.  Art.) 
eingeschlossen  ist,  und  die  Versicherung  der  in 
den  französischen  Rechtsgebieten  äußerst  wich- 
tigen risque  locatif,  risque  des  recours  des 
locataires  und  risque  des  recours  des  voisins, 
die  in  die  Feuerversicherung  (s.  d.  Art.)  ein- 
bezogen werden. 

Die  Streitfrage,  ob  es  überhaupt  gerecht- 
fertigt ist,  von  der  Haftpflichtversicherung  als 
einer  besonderen  Versicherungsgat- 
tung  zu  reden,  nicht  vielmehr  jede  Haftpflicht- 
versicherung als  Unterart  einer  anderen  Ver- 
sicherungsgruppe aufzufassen,  ist  jetzt  gelöst. 
Daß  der  Haftpflichtversicherung  eine  Sonder- 
stellung gebührt,  zeigt  ein  Blick  auf  ihre 
juristischen  und  technischen  Eigentümlich- 
keiten, die  sie  gegenüber  anderen  Versiche- 
rungsarten  hat. 

a)  Während  bei  allen  anderen  Versicherungen 
es  sich  stets  nur  um  eine  Ursache  handelt,  die 
den  Schaden  und  damit  den  Ersatzanspruch 
herbeiführt,  müssen  bei  der  Haftpflichtversiche- 
rung stets  zwei  Ursachen  vorhanden  sein, 
damit  man  von  einem  Versicherungsfall  reden 
N kann.  Ein  dritter  muß  einen  Schaden  erleiden 
• — causa  rernota,  tatsächliche  Ursache  — und 

ein  auderer  muß  durch  eine  positive  Gesetzes- 
Vorschrift,  ev.  durch  Richterspruch  — causa 
proxima,  rechtliche  Ursache  — verpflichtet  sein, 
den  Schaden  zu  vergüten.  Indem  man  nun  die 
zweite  Ursache  ins  Auge  faßte,  versuchte  man 
y zu  konstruieren:  die  Haftpflichtversicherung  ist 
nur  eine  Erscheinungsform  anderer  Versicherungs- 
arten, der  Feuer-,  der  Unfallversicherung  usw. 
sofern  nämlich  die  causa  rernota  ein  Brand- 
schaden oder  ein  körperlicher  Unfall  ist,  für 
den  nach  dem  Gesetz  eine  Ersatzpfiicht  besteht. 
Allein  in  Hinblick  auf  diese  causa  rernota  die 

P Selbständigkeit  einer  Haftpflichtversicherung 
leugnen  zu  wollen,  geht  nicht  an ; denn  schon 
if  “J0  Existenz  von  Versicherungsgesellschaften 
3 die  gegen  die  Haftpflicht  schlechthin  versichern! 
ohne  Rücksicht  auf  die  causa  rernota,  beweist 
die  Unrichtigkeit  jener  in  der  Theorie  nun- 
Hand  Wörterbuch  der  Staats  Wissenschaften.  Dritte 


mehr  als  überwunden  anzusehenden  früher 
herrschenden  Konstruktion. 

b)  Die  Haftpflichtversicherung  kann  eines 
Substrats  (einer  Vermögensunterlage)  entbehren. 
Auch  wer  mittellos  ist,  kann  im  Betrag  unge- 
heuerer Summen  haftpflichtig  werden.  Er  kann 
sich  gegen  diese  etwa  entstehende  Haftpflicht  ver- 
sichern, obwohl  er  in  einem  Haftpflichtfalle  nichts 
zu  zahlen  hätte,  da  er  nichts  zahlen  könnte.  Das 
Vermögen,  wie  es  häufig  angenommen  wird,  kann 
also  nicht  — wenigstens  nicht  in  allen  Fällen 
als  Substrat  der  Haftpflichtversicherung 
angesehen  werden.  Die  Haftpflichtversicherung 
entbehrt  vielmehr  regelmäßig  eines  Substrats. 
Ein  Substrat  ist  — was  allerdings  bestritten 
wird  — nur  vorhanden,  wenn  ausdrücklich  ein 
Haftpflichtgut  bestimmt  ist,  das  allein  zwecks 
Deckung  des  erwachsenen  Schadens  angegriffen 
werden  darf,  wie  bei  der  Haftpflichtversicherung 
des  Reeders  bei  Schiffskollisionen  nur  das  kolli- 
dierende Schiff. 

c)  Ein  Interessennachweis  ist  zum  Ab- 
schluß der  Versicherung  nicht  erforderlich.  Auch 
ohne  daß  der  Versicherte  Beziehungen  zu  einem 
Objekt  hat,  kraft  deren  er  durch  Tatsachen,  die 
dieses  Objekt  betreffen,  einen  Schaden  erleiden 
kann,  ist  es  ihm  möglich,  eine  Haftpflichtver- 
sicherung abzuschließen.  Das  folgt  schon  aus 
dem  Umstand,  daß  ein  Substrat  fehlen  kann 
In  der  Regel  wird  allerdings  das  wirtschaftliche 
Interesse  des  Versicherten  ausschlaggebend  sein 
für  den  Abschluß  einer  Haftpflichtversicherung, 
aber  juristisch  ist  ein  Interessennachweis  im 
Gegensatz  zu  allen  Sachversicherungsarten  nicht 
nötig.  Die  Gründe  hierfür  liegen  in  der  Art 
der  Leistung  der  Ersatzsumme,  in  der  Unwahr- 
scheinlichkeit eines  Betrugsfalles  hierbei  von 
seiten  des  Versicherten. 

d)  Das  Risiko,  der  Versicherungswert,  kann 
gänzlich  unmeßbar  sein,  und  ist  es  tatsächlich 
in  vielen  Fällen.  Bei  den  Sachversicherungen 
ist  ein  Objekt  vorhanden;  mehr  als  dessen  Wert 
hat  der  Assekuradeur  nie  zu  ersetzen.  Bei  den 
Personeuversicherungen  ist  stets  eine  feste 
Summe  fixiert,  mag  es  sich  um  Erleben,  Tod 
oder  Unfall  handeln.  Anders  bei  der  Haftpflicht- 
versicherung. Ob  der  gegen  Haftpflicht  Ver- 
sicherte Millionär  oder  Bettler  ist,  er  kann  gleich- 
mäßig auf  unbegrenzte  Summen  haftpflichtig 
werden.  Das  Vermögen  des  Versicherten  bietet 
daher  keinen  Maßstab  für  die  Risikobemessung 
wenn  der  Versicherer  die  Haftpflicht  unbegrenzt 
übernimmt.  Auch  in  dem  meist  unbekannten 
Ersatzberechtigten  findet  der  Versicherer  keine 
Hilfe  für  die  Risikobemessung. 

e)  Die  Unmeßbarkeit  des  Risikos  veranlaßt 
häufig  die  Beschränkung  der  Versiche- 
rn n g s s u m m e.  Mit  dieser  Beschränkung  sinkt 
aber  die  Bedeutung  der  Haftpflichtversicherung 
naturgemäß.  — Ist  die  Versicherungssumme  un- 
begrenzt, so  kann  weder  eine  Ueberversicherung 
noch  eine  Unterversicherung  vorhanden  sein. 

Ist  die  Versicherungssumme  beschränkt,  so  kann 
von  einer  Ueberversicherung  ebenfalls  nicht  die 
Rede  sein;  denn  eine  Bereicherung  des  Ver- 
sicherten ist  der  Natur  der  Sache  nach  ausge- 
schlossen. Eine  Unterversicherung  ist  bei  be- 
schränkter Versicherungssumme  nur  möglich, 
falls  ausdrücklich  eine  Quotenversicherung  ver- 
einbart worden  ist. 

f)  Die  richtige  Prämien bemessung  ist 

Lu  nage.  Bd.  V.  15 
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äußerst  schwierig;  sofern  keine  Maximal  Ver- 
sicherungssumme vorhanden  ist,  ist  sie  gerade- 
zu unmöglich.  Hieraus  erklärt  sich  die  üb- 
liche Be>chränkung  auf  eine  Maximalsumme, 
aber  auch  in  diesem  Falle  liefert  nur  eine  lang- 
jährige Erfahruugsstatistik  eine  einigermaßen 
sichere  Berechnui)  gsgrundlage. 

g)  Die  Gefahr  bei  der  Haftpflichtversiche- 
rung ist  eine  rein  juristische:  die  rechtliche 
Nötigung  einen  Schaden  zu  ersetzen  und  sich 
gegen  (ev.  unberechtigte)  Schadenersatzan- 
sprüche zu  verteidigen. 

Diese  Aufzählung  der  hervorragendsten 
Eigentümlichkeiten  der  Haftpflichtversicherung 
beweist,  daß  sie  weder  den  Personen-  noch  den 
Sachversicherungen  zuzuzählen,  beiden  vielmehr 
zusammen  mit  anderen  Yersicherungsarten  als 
dritte  selbständige  Versicherungsgruppe  (Ver- 
mögenswertversicherungen) zur  Seite 
zu  stellen  ist. 

2.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Die  wirt- 
scbaftlicheBedeutungderHaftpflicht- 
versicherung  ist  überaus  beachtenswert. 
Wenn  die  Motive,  die  zum  Abschluß  eines  Haft- 
pflichtversicherungsvertrages fuhren,  auch  im 
Einzelfall  durchaus  verwerflich  sein  können,  — 
man  will  vielleicht  die  Verantwortlichkeit  von 
sich  abschieben,  — so  sind  die  Wirkungen  doch 
wohl  in  den  meisten  Fällen  überaus  gute,  sozial 
wertvolle : die  Versorgung  der  Mitmenschen, 
denen  ein  Schaden  erwachsen  ist,  ohne  daß  sie 
ein  Verschulden  trifft. 

Je  nach  der  gesetzlichen  Normierung  der 
Haftpflicht  kann  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
größer  oder  geringer  sein.  Der  Geist  der 
neueren  deutschen  Gesetze  ist  getragen  von 
dem  Prinzip  der  sozialen  Verantwortlichkeit, 
und  dementsprechend  ist  die  Haftpflicht  äußerst 
scharf  ausgeprägt  worden,  so  daß  die  Haftpflicht- 
versicherung geradezu  eine  Notwendigkeit  für 
viele  Bevölkerungsklassen  geworden  ist. 

Die  Aufgabe  des  Schadenersatzes  ist  nament- 
lich die  Ausgleichung  der  in  der  Rechtssphäre 
des  Verletzten  eingetretenen  Störung.  Diese 
wird  durch  die  Haftpflichtversicherung  in  ver- 
stärktem Maße  und  in  sicherer  Weise  erreicht. 
Daß  im  Einzelfall  die  Haftpflichtversicherung, 
ebenso  wie  fast  jede  Versicherung,  Veranlassung 
zum  Mißbrauch  geben,  die  Fahrlässigkeit  erhöhen 
kann,  ist  möglich.  Aber  deswegen  etwa  die 
Versicherung  als  unmoralisch  zu  bezeichnen, 
wie  es  früher  oft  geschah,  ist  nicht  statthaft, 
zumal  die  Gesetzgebung  wie  auch  die  Ver- 
sicherungsanstalten selbst  die  technische  Mög- 
lichkeit haben,  eine  vermehrte  Fahrlässigkeit 
der  Versicherten  hintanzuhalten  (durch  Anord- 
nung der  Selbstbeteiligung  der  Versicherten). 

3.  Geschichtliche  Entwickelung.  Die 
Geschichte  der  Haftpflichtversicherung  ist  in 
jeder  Beziehung  analog  der  Geschichte  der  Haft- 
pflicht (s.  d.  Art.).  Daraus  ergibt  sich,  daß  die 
Haftpflichtversicherung  erst  mit  der  neuerdings 
fortschreitend  verschärften  Haftpflichtgesetzge- 
bung sich  ausgebreitet  hat  und  in  Deutschland 
zu  großer  Blüte  gelangt  ist. 

Die  erste  Haftpflichtversicherungsgesellschaft 
entstand  in  Deutschland  mit  dem  Inkrafttreten 
des  Reichshaftpflichtgesetzes  im  Sommer  1871. 
Es  war  die  Allgemeine  Unfallversicherungsbank 
zu  Leipzig.  Ihre  Organisation  war  grundlegend 


für  alle  späteren  Gesellschaften.  Sie  war  auf 
Gegenseitigkeit  gegründet  und  versicherte  ledig- 
lich gegen  die  Folgen  der  gewerblichen  Haft- 
pflicht. Eine  Zweiganstalt,  1873  gegründet,  die 
deutsche  Unfallversicherungsgeuossenschaft,  ver- 
sicherte die  sog.  nichthaftpflichtigen  Unfälle. 
Bis  zur  Liquidation  beider  Anstalten  zufolge  der 
Sozialgesetzgebung  vom  6./VII.  1884  waren  zu 
verzeichnen:  angemeldete  Unfälle  113166,  davon 
wurden  als  haftpflichtig  entschädigt  30205,  d.  i. 
26,69%  mit  15685174  M , als  nichthaftpflichtig 
entschädigt  66054,  d.  i.  58,36%  mit  5294  780  M., 
so  daß  unentschädigt  blieben  16  916  Fälle,  d.  i. 
14,95  %. 

Neben  diesen  Leipziger  Gesellschaften,  die 
die  erste  Stelle  einnahmen,  waren  in  den  70  er 
Jahren  mehrere  andere  Anstalten  vorhanden, 
die  gegen  die  gewerbliche  Haftpflicht  ver- 
sicherten. Zum  Teil  bestehen  diese  noch  heute. 

Aus  den  Lücken  der  Sozialgesetzgebung  und 
den  Haftpflichtbestimmungen  der  Landesgesetze 
entnahmen  die  Gesellschaften  zunächst  den  Boden 
für  die  jetzige  Haftpflichtversiche- 
rung, so  die  Magdeburger  Allgemeine  Versiche- 
rungsgesellschaft, jetzt  Wilhelma,  die  Schlesische 
Gesellschaft,  jetzt  Nordstern  u.  a.  m.  Erst  seit  1893 
wird  die  Haftpflichtversicherung  in  Deutschland 
in  größerem  Maßstabe  betrieben.  Im  Anschluß 
an  die  Unfallversicherungsbranche  nahmen  viele 
Gesellschaften  die  meist  gut  rentierende  Haft- 
pflichtversicherung auf.  Bahnbrechend  wirkte 
der  Allgemeine  Deutsche  Versicherungsverein  in 
Stuttgart,  der  u.  a.  zuerst  und  bisher  nahezu 
allein  die  Beamtenhaftpflichtversicherung  ein- 
geführt hat.  Die  durch  Einführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  bewirkte  Vereinheitlichung 
und  zugleich  Verschärfung  der  Haftpflichtrechts- 
bestimmungen hat  der  Branche  einen  neuen  Auf- 
schwung gebracht. 

Die  Geschichte  der  Haftpflichtversicherung 
in  anderen  Ländern  ist  ohne  besonderes 
Interesse,  da  hier  die  Entwickelung  entweder 
der  deutschen  analog  verlief  oder  hinter  der 
deutschen  zurücksteht. 

4.  Unternehmnngsformen.  Vorwiegend 
wird  die  Haftpflichtversicherung  im  Inlande  wie 
im  Auslände  von  Aktiengesellschaften 
betrieben:  teilweise  beteiligen  diese  die  Ver- 
sicherten am  Gewinn.  Die  meisten  Aktien- 
gesellschaften betreiben  die  Haftpflichtbranche 
nicht  ausschließlich,  vielmehr  nur  als  einen 
Nebenzweig,  durchweg  in  Verbindung  mit  der 
Unfallversicherung,  oft  auch  mit  anderen 
Zweigen.  Daneben  spielt  der  Versicheruugs- 
verein  auf  Gegenseitigkeit  als  Unter- 
nehmungsform eine  immer  größere  Rolle.  Die 
größte  deutsche  Haftpflichtversicherungsanstalt 
hat  diege  Rechtsform.  Im  übrigen  aber  ist  es 
für  die  Haftpflichtversicherungsvereine  auf  Ge- 
genseitigkeit, namentlich  in  Deutschland  charak- 
teristisch, daß  sie  nur  einen  beschränkten 
Wirkungskreis  haben.  Entweder  ist  dieser 
örtlich,  oder  beruflich  oder  in  bezug  auf  die 
Haftpflichtart  begrenzt.  So  bestehen  Haftpflicht- 
versicherungsvereine von  Hausbesitzern,  von 
einzelnen  anderen  Industrieen,  von  Landwirten 
oft  nur  einer  Provinz  u.  dgl.  m.  Gelegentlich 
werden  diese  Sondervereine  als  Haftpflicht- 
versicherungsverbände bezeichnet. 
Darunter  versteht  man  dann  auch  andere  Rechts- 
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formen,  z.  B.  Genossenschaften,  welche 
den  Betrieb  der  Haftpflichtversicherung  für 
ihre  Mitglieder  eingeführt  haben,  ferner  Ver- 
sicherungsvereine, die  nicht,  wie  die  bisher  er- 
wähnten, privatrechtlicher  Natur  sind,  sondern 
auf  öffentlich-rechtlicher  Grundlage  be- 
ruhen. Dies  ist  der  Fall  hinsichtlich  der  von 
Berufsgenossenschaften  (s.  d.  Art.)  ein- 
gerichteten Haftpflichtversicherungsanstalten. 
Die  Neugründung  solcher  Sondervereine  bald 
in  dieser,  bald  in  jener  Form,  hat  in  den  letzten 
Jahren  bedeutend  zngenommen  und  scheint  die 
Tendenz  zu  weiterer  Ausbreitung  zu  haben. 
Ueber  den  Wert  und  die  Zweckmäßigkeit  der 
Gründung  solcher  Haftpflichtversicherungsver- 
bände sind  die  Meinungen  in  der  Theorie  wie 
in  der  Praxis  geteilt. 

5.  Versicherungsbedingungen.  DieVer- 
sicheruugsbedingungen  der  seit  1900  zu 
einem  Kartell  vereinigten  Gesellschaften 
sind  gleichlautend,  wie  diese  Gesellschaften 
auch  seit  1905  einen  einheitlichen  Minimal- 
prämientarif aufgestellt  haben.  Die  Bedingungen 
der  übrigen  Versicherungsanstalten  weichen  bald 
in  dieser,  bald  in  jener  Beziehung  von  den 
Kartellbedingungen  ab,  unterscheiden  sich  auch 
untereinander  nicht  unwesentlich.  Eine  Ab- 
änderung der  früheren  Bedingungen  war  er- 
forderlich auf  Grund  des  Beichsgesetzes 
über  den  Versicherungsvertrag  vom 
30./V.  1908,  woselbst  in  den  §§  149-158  die 
Haftpflichtversicherung  behandelt  wird. 

Den  folgenden  Ausführungen  liegen  die 
Kartellbedingungen  der  großen  deutschen  An- 
stalten sowie  die  Bestimmungen  des  Beichs- 
gesetzes zugrunde. 

Ersetzt  werden  von  den  Gesellschaften  ent- 
weder in  unbegrenzter  Höhe  (heute  sehr  selten) 
oder  bis  zu  den  im  Versicherungsvertrag  ver- 
abredeten Summen  mit  oder  ohne  Selbstbeteili- 
gungsquote des  Versicherungsnehmers  die- 
jenigen seiner  Entschädigungszahlungen,  wel- 
che der  Versicherungsnehmer  in  seinen  im 
Versicherungsschein  angegebenen  Eigenschaften 
hat  leisten  müssen.  Dabei  kann  es  sich,  wie 
erwähnt,  um  Haftpflichtschäden  handeln,  die 
der  Versicherungsnehmer  wegen  der  durch  Un- 
fall erfolgten  Tötung  oder  Beschädigung  von 
Menschen  zu  leisten  hat,  oder  wegen  Beschädi- 
gung von  Sachen,  oder  wegen  Vermögens- 
schäden auf  Grund  von  Fahrlässigkeit  im  Amt 
u.  ähnl.  (Versäumnis  einer  Frist  durch  einen 
Bechtsanwalt,  falsche  Eintragung  einer  Hypothek 
im  Grundbuch  durch  einen  Grundbuchrichter 
u.  dgl.  m.).  Ohne  daß  es  hierzu  einer  be- 
sonderen Vertragsabrede  bedarf,  wird  u.  a die 
Haftpflichtversicherung  eines  Unternehmers  aus- 
gedehnt auch  auf  die  Haftpflichtanspriiche,  wel- 
che gegen  seine  Vertreter,  oder  gegen  solche 
Personen,  welche  er  zur  Leitung  oder  Beauf- 
sichtigung des  versicherten  Betriebes  oder  eines 
Teiles  desselben  angestellt  hat,  aus  Anlaß  der 
Ausführung  ihrer  dienstlichen  Verrichtungen  er- 
hoben werden.  Bei  der  Versicherung  eines 
Unternehmers  ist  auch  die  gesetzliche  Haft- 
pflicht für  Unfälle  eingeschlossen,  die  durch 
Mängel  der  vom  Versicherten  während  der  Ver- 
sicherungsdauer gelieferten  Arbeiten  und  Waren 
veranlaßt  werden.  Auch  die  Haftpflicht  des 
Unternehmers  als  Haus-  und  Grundbesitzer  ist 
in  gewissem  Umfang  ohne  weiteres  einge- 


schlossen. Die  von  einem  Privatmann,  Haus- 
haltungs-  und  Familienvorstand  genommene 
Haftpflichtversicherungspolice  bezieht  sich  ohne 
weiteres  auch  auf  die  seiner  Ehegattin  in  den 
gleichartigen  Eigenschaften  obliegende  Haft- 
pflicht. Eine  Ausdehnung  der  Versicherung  auf 
Hattpflichtansprüche,  welche  wegen  der  wäh- 
rend der  Dauer  des  Versicherungsschutzes  er- 
folgten Beschädigung  (auch  Verlust  und  Ver- 
nichtung) fremder  Sachen  (auch  fremder  Tiere) 
erhoben  werden  gegen  entsprechenden  Prämien- 
zuschlag ist  statthaft,  ebenso  die  Ausdehnung  in 
Form  der  sog.  Vorsorgeversicherung, 
nämlich  auf  jede  gesetzliche  Haftpflicht  wegen 
Tötung  und  Beschädigung  von  Menschen,  welcher 
der  Versicherungsnehmer  auch  in  anderen  Eigen- 
schaften als  den  in  der  Police  genannten  aus- 
gesetzt werden  kann.  Diese  Vorsorge  Versicherung 
beginnt  sofort  mit  dem  Eintritt  eines  neuen 
Bisikos,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Anzeige- 
an  die  Gesellschaft  bedarf;  der  Versicherungs- 
nehmer ist  aber  verpflichtet,  auf  Aufforderung 
der  Gesellschaft  jedes  etwa  neu  eintretende  Bi- 
siko  anzuzeigen  und  die  entsprechenden  höheren 
Prämien  zu  entrichten.  Die  Haftpflicht  wegen 
Sachbeschädigung  kann  in  diese  Vorsorgever- 
sicherung eingeschlossen  werden.  Für  Ver- 
sicherungsfälle, welche  später  als  ein  Jahr  nach 
Beendigung  des  Versicherungs Verhältnisses  an- 
gezeigt werden,  besteht  eine  Haftung  der  Ver- 
sicherer nur,  wenn  gegen  entsprechende 
Prämie  eine  Anschlußversicherung  ge- 
nommen wurde.  Ausgeschlossen  von  der 
Haftpflichtversicherung  überhaupt  sind  bei  den 
verschiedenen  Kategorieen  von  Verträgen  gewisse 
Entschädigungsleistungen,  beispielsweise  bei  der 
allgemeinen  Haftpflichtversicherung  die  An- 
sprüche aller  derjenigen  Personen,  welche  den 
Schaden  vorsätzlich  herbeigeführt  haben,  oder 
die  an  Personen  zu  zahlen  waren,  welche  mit 
dem  Versicherungsnehmer  nahe  verwandt  oder 
verschwägert  sind. 

Die  Versicherung  umfaßt  auch  die  ge- 
richtlichen und  außergerichtlichen  Kosten, 
die  durch  die  Verteidigung  gegen  den  von 
einem  Dritten  geltend  gemachten  Anspruch 
entstehen,  soweit  die  Aufwendung  der  Kosten 
den  Umständen  nach  geboten  ist.  Dies  gilt 
auch  dann,  wenn  sich  der  Anspruch  als  unbe- 
gründet erweist.  Der  Versicherer  hat  die  Kosten 
auf  Verlangen  des  Versicherungsnehmers  vor- 
zuschießen. Ist  eine  Versicherungssumme  be- 
stimmt, so  hat  der  Versicherer  Kosten,  die  in 
einem  auf  seine  Veranlassung  geführten  Bechts- 
streit  entstehen,  auch  insoweit  zu  ersetzen,  als 
sie  zusammen  mit  der  übrigen  Entschädigung 
die  Versicherungssumme  übersteigen.  Das  gleiche 
gilt  von  Zinsen,  die  der  Versicherungsnehmer 
infolge  einer  vom  Versicherer  veranlaßten  Ver- 
zögerung der  Befriedigung  des  Dritten  diesem 
zu  entrichten  hat.  Uebersteigt  der  Haftpflicht- 
auspruch  die  Versicherungssumme,  so  hat  die 
Gesellschaft  die  Kosten  nur  in  der  Höhe  zu 
tragen,  als  sie  sich  bei  Berechnung  nach  der 
der  Versicherungssumme  entsprechenden  Wert- 
klasse stellen  würden;  die  Gesellschaft  ist  in 
vielen  Fällen  aber  auch  berechtigt,  durch  Be- 
zahlung der  Versicherungssumme  und  ihres 
Anteils  an  den  bis  dahin  erwachsenen  Kosten 
sich  von  weiteren  Leistungen  zu  befreien. 
Der  Versicherer  hat  die  Entschädigung  binnen 

15* 


228 


Haftpflichtversicherung  — Hagelschäden  Versicherung 


zwei  Wochen  von  dem  Zeitpunkt  an  zu  leisten, 
in  welchem  der  Dritte  von  dem  Versicherungs- 
nehmer befriedigt  oder  der  Anspruch  des 
Dritten  durch  rechtskräftiges  Urteil,  durch 
Anerkenntnis  oder  Vergleich  festgestellt  worden 
ist.  Soweit  Kosten  zu  ersetzen  sind,  ist  die 
Entschädigung  binnen  zwei  Wochen  von  der 
Mitteilung  der  Berechnung  an  zu  leisten. 

Des  weiteren  enthalten  die  Policen  Be- 
stimmungen über  Anzeigepflicht,  falls  an  den 
Versicherungsnehmer  Ansprüche  auf  Grund  einer 
Haftpflicht  gestellt  werden,  ferner  über  Aenderung 
des  Risikos  während  der  Versicherungsdauer 
usw.  Der  Versicherte  darf  ohne  vorherige 
Genehmigung  der  Gesellschaft  Ersatzansprüche, 
die  gegen  ihn  erhoben  werden,  nicht  aner- 
kennen oder  befriedigen  oder  einen  Vergleich 
über  sie  abschließen,  oder  sonstwie  die  Abwehr 
dieser  Ansprüche  erschweren;  er  hat  der  Ge- 
sellschaft bei  Abwehr  der  Ersatzansprüche  be- 
hilflich zu  sein,  ihr  alle  Schriftstücke,  Klage- 
akten usw.  herauszugeben.  Entsteht  ein 
Prozeß,  so  führt  ihn  die  Gesellschaft  im  Namen 
des  Versicherten  und  trägt,  wie  schon  erwähnt, 
auch  dessen  Kosten.  (Man  hat  in  allzu  starker 
Betonung  dieser  Seite  der  Haftpflichtversiche- 
rung, und  da  auch  die  Abwehr  unbegründeter 
Schadenersatzansprüche  zu  den  Verpflichtungen 
der  Gesellschaften  dem  Versicherten  gegenüber 
gehört,  sie  in  erster  Linie  als  eine  Rechts- 
schutzversicherung darzustellen  versucht). 

Einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Ver- 


sicherungsbedin  gun  gen  bild  et  auch  di  e P r ä m i e n- 
bestimmung.  Diese  richtet  sich  z.  B.  bei 
der  Haftpflichtversicherung  eines  Landwirtes 
nach  der  Art  seines  Grundbesitzes,  seinem  Vieh- 
stand, nach  der  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten 
Personen  u.  dgl.  m.  Bei  der  Haftpflichtversiche- 
rung von  Hausbesitzern  wird  der  Bruttomiets- 
wert des  Hauses  der  Berechtigung  zugrunde 
gelegt,  und  zwar  beträgt  bei  vielen  Gesell- 
schaften die  Prämie  für  je  1000  M.  Brutto- 
mietswert 1 M.  für  Personenbeschädigung, 
und  65  Pf.  für  Sachbeschädigung.  Bei  der 
Haftpflichtversicherung  von  Unternehmern 
werden  die  an  die  Arbeiter  und  Beamten  ge- 
zahlten Löhne  einschließlich  des  Wertes  etwaiger 
Naturalleistungen  der  Prämienberechnung  zu- 
grunde gelegt.  Die  Prämien  richten  sich  in 
allen  diesen  Fällen  nach  der  Höhe  der  Ver- 
sicherungssumme, welche  in  der  Regel 
auf  30000  M.  für  jede  einzelne  beschädigte 
Person  und  auf  600  iO  M.  für  ein  mehrere  Per- 
sonen betreffendes  Ereignis  begrenzt  wird.  Doch 
ist  auch  eine  Erhöhung  gelegentlich  selbst  bis 
zur  unbegrenzten  Deckung  gegen  entsprechende 
höhere  Prämie  möglich. 

6.  Statistik.  Nach  der  vom  Kaiserlichen 
Aufsichtsamt  für  Privat  Versicherung  veröffent- 
lichten Statistik  für  das  Jahrsechst  1902 — 1907 
wurden  bei  den  beaufsichtigten  Anstalten  (27 
Aktiengesellschaften  und  1 Gegenseitigkeits- 
verein), folgende  Ergebnisse  erzielt: 


a)  Prämieneinnahme  in  1000  M.  für  ingesamt  übernommene  Versicherungen  und  b)  Zahl  der  Policen. 


1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1.  Gesamtgeschäft  der  deutschen 

a) 

22  965 

27  143 

30028 

31  258 

34  32S 

37  012 

Unternehmungen 

b) 

i 031  IOI 

1 246  487 

1 443  249 

1 589  335 

1 727  920 

1 838  542 

2.  Deutsches  Geschäft  der  aus- 

a) 

3912 

4509 

5 lI7 

5 492 

5 966 

6613 

ländischen  Unternehmungen 

b) 

211  474 

238  286 

278  488 

300  880 

321  941 

342  858 

Nahezu  der  vierte  Teil  der  angegebenen 
Prämieneinnahmen  wird  für  Rückversicherung 
verausgabt.  Für  Versicherungsfälle  werden  im 
Durchschnitt  etwa30°/o  der  Prämien  für  eigene 
Kosten  verwendet.  Im  übrigen  verteilen  sich 
die  Betriebsausgaben  für  die  Haftpflichtver- 
sicherung auf  die  Einlagen  in  die  Reserven, 
die  Fonds  für  Verwaltungskosten  usw.  Eine 
völlige  Trennung  der  Nachweise  für  die  Haft- 
pflichtversicherung von  denen  für  die  Unfall- 
versicherung ist  leider  bei  uns  (aber  noch  weniger 
im  Ausland)  nicht  durchgeführt. 

Literatur;  Mernes,  Die  Haftpflichtversicherung, 
ihre  Geschichte,  wirtschaftliche  Bedeutung  und 
Technik  insbesondere  in  Deutschland , Leipzig 
1902.  — Gierke,  Die  Haftpflichtversicherung 
und  ihre  Zukunft,  in  der  Zeitschrift  für  das  ge- 
samte Handelsrecht,  Bd.  60,  Stuttgart  1907.  — 
MoLdenhauer,  Die  industriellen  und  landwirt- 
schaftlichen Haftpflichtversicherungsverbände,  Ber- 
lin 1907.  — Manes,  Art.  ,, Haftpflichtversiche- 
rung“ in  dem  von  ihm  herausgegebenen  Ver- 
sicherungslexikon, Tübingen  1909.  Hier- 
selbst auch  weitere  ausführliche  Literaturangaben 
und  Statistik.  Alfred  Manes. 
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kleineren  Bundesstaaten  wird  sich  auf  die  Anführung  und  auszugsweise  Wiedergabe  der  Ge- 
setze beschränken. 

Sodann  wird  in  einer  größeren  Reihe  von  Berichten  die  Tätigkeit  der  Gesetzgebung  des  Aus- 
lands behandelt.  Und  zwar  wird  zunächst  über  die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Österreichs, 
Ungarns,  Italiens,  der  Schweiz,  Frankreichs,  Belgiens  und  Englands  referiert.  Eine  weitere  Aus- 
dehnung, besonders  auf  die  Gesetze  Rußlands  und  der  Union  bleibt  Vorbehalten,  um  dieser  Rubrik 
allmählich  die  Vollständigkeit  zu  verschaffen,  welche  die  Literaturübersicht  bereits  erlangt  hat. 

Die  „Volkswirtschaftliche  Chronik“,  welche  seit  dem  Januar  1898  den  Heften  der  „Jahr- 
bücher“ beigegeben  wird,  ist  vor  einigen  Jahren  ebenfalls  erweitert  worden. 

Sie  berichtet  monatlich  über: 

I.  Produktion  im  allgemeinen.  Kartell  wesen. 

II.  Landwirtschaft  und  verwandte  Gewerbe. 

III.  Industrie  einschließlich  Bergbau  und  Baugewerbe. 

IV.  Handel  und  Verkehr. 

V.  Versicherungswesen. 

Via.  Geld,  Kredit,  Währung. 

VIb.  Die  Kursschwankungen  an  der  Berliner  Effektenbörse. 

VII.  Arbeiterverhältnisse. 

VIII.  Finanzwesen. 

F ern er  v i erteljährlich : 

IX.  Kleingewerbe  (einschließlich  Mittelst andsbewegnng). 

X.  Soziale  Hygiene. 
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Das  Buch  stellt  sich  zunächst  die  Aufgabe,  ein  historisch  zuverlässiges  Bild  Lassalles  und  seiner  Lehren  wie 
Absichten  zu  gewinnen.  Gegenüber  der  sozialdemokratischen  Geschichtsschreibung,  die  freilich  in  ihrem  Urteil 
über  Lassalle  sehr  auseinandergeht,  ihn  aber  doch  als  „Sozialdemokraten“  im  Sinne  der  heutigen  Partei  in  Anspruch 
nimmt,  kommt  Harms  zu  dem  Ergebnis,  daß  Lassalle  gerade  das  Gegenteil  von  dem  gewollt  hat,  was  die  marxistische 
Sozialdemokratie  vertritt.  Insonderheit  betont  H.,  daß  L.  eine  grundsätzlich  andere  Stellung  gegenüber  Staat  und 
Monarchie  eingenommen  habe,  indem  er  sich  in  allen  seinen  Forderungen  und  Maßnahmen  auf  den  Boden  dessen 
gestellt  habe,  was  ist,  und  damit  der  genialste  Realpolitiker  seiner  Zeit  war.  Harms  sucht  dies  im  einzelnen 
an  der  Hand  der  Geschichte  des  „Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins“  nachzuweisen.  — Der  zweite  Teil  der 
Arbeit  behandelt  die  Frage,  welche  Bedeutung  Lassalle  für  die  heutige  Sozialdemokratie  habe.  Harms  vertritt 
den  Standpunkt  des  „Zurück  zu  Lassalle“,  besonders  im  Hinblick  auf  die  parlamentarische  Politik.  Er  glaubt 
auch  die  Tendenzen  für  eine  solche  Entwicklung  schon  zu  erkennen.  Die  einschlägigen  Darlegungen  enthalten 
unter  anderem  eine  scharfe  Polemik  gegen  Kautsky  und  dessen  Buch:  „Der  Weg  zur  Macht.“ 
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